PAGE  
4

Olga Guhde

Heimgartenweg 3

97332 Volkach

an das Bayer. Staatsministerium des Innern

Fax: 0 89 – 21 92 12 736


01.11.2002

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich weise Sie darauf hin, dass auf Grund des Art. 65 der Verfassung des Freistaates Bayern, die Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes eine Gesetzeskraft besitzen. Auf diese Entscheidung vom Jahre 1994 (Vf. 16-VII- 92 Vf. 5-VII-93 Vf. 16-VIII-92)beruft sich permanent Ihr Ministerium mit Behauptungen über die Verfassungsmäßigkeit des Art. 37 LstVG und auf  ihm basierender Kampfhundeverordnung!

Deshalb kann ich folgende., von Ihnen am 31.10.2002 auf Ihrer offiziellen Website, unter: 

http://www.stmi.bayern.de/infothek/kampfhunde/ Verordnung zur Änderung der Verordnung über Hunde mit gesteigerter Aggressivität und Gefährlichkeit vom 04.09.2002
Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 21/2002 vom 04.09.2002 Hinweise zur Verordnung INCLUDEPICTURE "http://www.stmi.bayern.de/img/pdf_icon.gif" \* MERGEFORMATINET 



 vom 04.09.2002 insbesondere zur Erstellung von Sachverständigengutachten [image: image1.png]


  

veröffentlichte, verfassungswidrige Ausführung, nicht nachvollziehen:

Ausschnitt aus Hinweise zur Verordnung vom 04.09.2002 insbesondere zur Erstellung von Sachverständigengutachten
[image: image2.png]3. Erganzend wird auf die Vollzugsbekanntmachung zu Art. 37 LSIVG (AlMBI. 1992,
.55 Bezug genommen, die derzeil Uberarbeitet wird.

Auf Grund mehrerer Anfragen weisen wir darauf hin, dass im Einzelfall auch die
S0 genanne "erschitzerische Aufnahme* eines Kampfhundes, der richt auf
Grund seiner Gefahrichkeit dem Halter weggenommen werden musste, durch ei-
e besonders ausgesuchte und gesignete Person, die nicht mit dem fruheren
Halter identisch sein dar, ein berechiigtes Interesse im Sinne des At 37 Abs. 2
.1 Halbsatz 1 LSIVG 2u begrinden vermag. Bei Vorligen der weiteren Voraus-
setzungen (Zuverlassigket des Halters und Nachweis, dass von der Kampfhun-
dehaltung keine Gefahren ausgehen) ist dann in einem solchen Fall eine Erlaub-
nis nach Art 37 Abs. 1 5. 1 LSIVG 2u ertilen.

Im Rahmen der Entscheidung missen die zusténdigen Benorden beurteilen, ob
die Antraasteller aeeianete und ausaesuchte Personen sind. bei denen unter Be-




[image: image3.png]fucksichtigung des engen Ausnahmelatbestandes im Einzelfall eine Erlaubnis fur
die Haltung eines Kampundes erielt werden kann. Diesen Anforderungen ge-
gt eine Person, die ledigich ein Liebhaberinteresse an dem betrefienden Hund
undioger allagiche Erfahrungen mit groen Hunden in der Vergangenheit ge-
sammelt hat, nicht. Mogliche Beispielsfaie fir ausgesuchte Personen, bei denen
eine Gesignetheit angenommen werden konnte, sind etwa Hundesachverstandi-
ge oder Polizeihundefirer sowie in Ausnahmefalen Personen, die tber langjah-
fige Erfahrungen auf Grund einer legalen Haltung von Kampfhunden ohne Bean-
standungen verfligen. Im Rahmen der Beurteilung konnen im Einzelall auch die
jewsiigen orichen Verhaltnisse und Lebensumstande der Person eins Rolle




Die Absätze 1. und 2. erinnern die denkenden Menschen an das Deutschland von vor ca. 70 Jahren . Auch damals gab es den Begriff der „besonders ausgesuchten“ Personen, auch damals haben die „Uniformierten“ oder „Staatsdienenden“  Sonderrechte genossen und wurden anders behandelt als die übrigen Bürger.

Beispiele aus der Entscheidung des Bayer. Verfassungsgerichtshofes im Jahre 1994.

Beispiel 1.

Seite 26. „willkürliche Handhabung“ 
Aus Wortlaut, Zweck und Zusammenhang der Regelung müssen sich allerdings objektive Kriterien gewinnen lassen, die eine willkürliche Handhabung der

Norm durch die vollziehenden Behörden ausschließen.

Beispiel 2.

Seite 50-51. „Zuverlässigkeit der Halter“

Ein präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt, das von der Zuverlässigkeit der Halter und

davon abhängt, daß keine Gefahren entstehen, ist geeignet, den von Kampfhunden ausgehenden Gefährdungen zu begegnen.

Auf den Begriff „Berechtigtes Interesse“ geht der bayer. Verfassungsgerichtshof nicht näher bzw. ganz kurz ein, weil nämlich in der damaligen und aktuellen Fassung VollzBekLStVG „ein berechtigtes Interesse kann ein wissenschaftliches, wirtschaftliches oder sonstiges persönliches Interesse sein“* nicht so gravierend gegen den Gleichheitsgrundsatz verstößt, wie Ihre aktuelle, o. a. Ausführung mit Begriffen „ausgewählt“ oder „ausgesucht“, die auch in Ihrem weit bekannten IMS aus Jahre 1997 dargelegt wird. Das Gericht (s. o.) macht ein präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt von Zuverlässigkeit und Gefahrlosigkeit abhängig! Und nicht, wie seit Jahren in Bayern praktiziert wird, von unbestimmten Wortlauten „ausgewählt“ oder „ausgesucht“ im Bezug auf „berechtigtes Interesse“! 

*
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 [image: image6.png]37.3 L berechtigtes Interesse kann ein wissenschaft-
liches. wirtschaftliches oder sonstiges persanliches
Interesse sein, Ein berechtigtes Interesse zur Hal-
tung von Hunden kann vorlicgen bei Behtrden
und sonstigen atfentlichen Stellen zum Zweck der
Abwelhr von Gefahren fiir die dffentliche Sicher
heit und Ordnung. bei Bewachungsuniernehmen
und bei Besitzern gefihrdeter Grundstiicke. Die
Gefihrdung eines Besitztums kann sich z. B aus
seiner La ben. Ein berechtigtes Interesse
liegt in der Regel vor, wenn Kampthunde der in
Absatz 3 genannten Stelien sowie der Bundes-
wehr, der Bundesbahn ader der Reichsbahn der
chemaligen DDR ausgemustert worden sind und
wvon Diensthundefibwern oder fruheren Dienst-
hundefiiirern pehalien werden sollen. &) 1,





Beispiel 3.

Seite 41. „Unwiderlegliche Vermutung!“

Da den - potentiellen - Züchtern, Haltern und Ausbildern solcher Hunde der Gegenbeweis zu der von der Verordnung unwiderleglich vermuteten Aggressivität und Gefährlichkeit verwehrt ist, müssen die Anhaltspunkte für ihre gesteigerte

Gefährlichkeit einer sachlichen Überprüfung standhalten. Die

unwiderleglich zu Kampfhunden erklärten Hunderassen und Kreuzungen

müssen in der kynologischen Fachwelt, also nach den wesentlichen,

fachwissenschaftlich hinreichend verläßlichen Aussagen, eindeutig

als Hunde gekennzeichnet sein, die auf eine wesentliche Steigerung der Aggressivität und Kampfkraft hin gezüchtet werden und daher wegen ihrer weiter hinzutretenden Eigenschaften wie etwa Größe, Sprungkraft, Muskelkraft, Gebiß, ganz besonders gefährlich sind, so daß ihre Zucht und Haltung im Interesse des Schutzes der Allgemeinheit generell erheblichen Einschränkungen oder Verboten unterworfen werden muß. 

Die Aggressivität und Gefährlichkeit dieser Hunde muß sich außerdem gegenüber den in § 1 Abs. 2 KampfhundeV aufgeführten Hunden, bei denen der Gegenbeweis möglich ist, deutlich abheben; im Gegensatz zu diesen Hunden muß bei den Hunden des Absatzes 1 die Aggressivität und Gefährlichkeit praktisch ausschließliches Ziel der Züchtung, Ausbildung und Haltung sein.
Es ist Ihnen auch bestimmt bekannt, dass  nach dem neuesten Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 03.07.2002, die Möglichkeit besteht die Verfassungsrechtlichkeit Ihres Gesetzes und auf ihm basierender, diskriminierender Kampfhundeverordnungen noch mal zu prüfen. Die Ihnen vor 10 Jahren fehlenden, allgemein anerkannten wissenschaftlichen Erkenntnisse, liegen  Ihnen seit längerem in  ausreichender Zahl vor und werden von Ihnen willkürlich ignoriert, obwohl RASSENLISTEN  nicht zu rechtfertigen sind und in der kynologischen, wissenschaftlichen und juristischen Welt als ungeeignet bezeichnet werden.

Beispiel  Nr. 4.  

Seite: 19. „anerkannte wissenschaftliche Erkenntnisse“ 

Die Handlungsfreiheit (Art. 1O1 BV) sei gemeinschaftsbezogen und ende dort, wo andere Schaden nähmen; sie dürfe durch Gesetz oder auf Grund Gesetzes zur Erreichung eines gemeinschaftsbezogenen Zwecks unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit eingeschränkt werden. Dabei stehe dem Normgeber ein weiter Regelungsspielraum zu. Auch wenn sich für einen Bereich noch keine allgemein anerkannten wissenschaftlichen Erkenntnisse gebildet hätten, müsse der Normgeber befugt sein, unter Berücksichtigung der ihm zugänglichen Erkenntnisse seinen Schutzpflichten nachzukommen und dabei typisierende Regelungen zu erlassen.

Das sind nur 4 Beispiele von vielen, die man natürlich weiter ausführen kann und an geeigneter Stelle auch wird.

Mit freundlichen Grüßen

Olga Guhde

P. S:  Das Beweismaterial bzw. den gesamten Schriftverkehr mit der Verwaltungsgemeinschaft Volkach und dem Landratsamt Kitzingen (BAYERN!) werde ich diese Woche, nach dem Abschluss des Verwaltungsaktes, veröffentlichen. Insbesondere die Verstöße gegen Art. 3 GG, Art. 19 GG, Art. 20 a GG etc. sollen der Öffentlichkeit bekannt gemacht werden!

